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Simbabwe aktuell | Dezember 2023  

Am 23. und 24. August fanden in Simbabwe Präsidentschafts- und Parlamentswahlen statt und 
bereits einen Tag später standen die Ergebnisse fest: Präsident Emmerson Mnangagwa wurde 
für eine weitere Amtszeit wiedergewählt.  

In der deutschen Presse ist damit alles gesagt, bis in fünf Jahren die nächste Wahl ansteht. Die 
KASA hingegen bleibt dran. Unsere Auswertung lokaler Zeitungsartikel soll dabei helfen, einen 
raschen Überblick über Themen und Debatten in Simbabwe zu erhalten, die mit den Wahlen 
direkt oder indirekt zu tun haben.  

Ob und in welcher Form wir im neuen Jahr mit diesem Service weitermachen, ist noch nicht 
geklärt. Auf jeden Fall werden wir in unserm regulären KASA-Newsletter Artikel zur Situation in 
Simbabwe veröffentlichen. 

Gerne können Sie die Mail weiterleiten. 

Wir wünschen gute Lektüre und verabschieden uns in die Weihnachtspause! 

Lisa Rieger und Simone Knapp 

 

 

Forderungen nach einer Übergangsregierung 

Nach dem umstrittenen Wahlsieg Mnangagwas gibt es noch immer Forderungen nach einer 
Vereinbarung zur Teilung der Macht, um den Weg hin zu wirtschaftlichen und politischen 
Reformen zu ebnen. Die Regierungspartei Zanu-PF bezeichnet diese Idee jedoch als 
spalterisch und beharrt auf ihrer Meinung, die Wahlen seien fair und rechtmäßig verlaufen.   

Der simbabwische Akademiker Ibbo Mandaza hatte eine Petition unterstützt, die Druck auf 
regionale Gremien wie die SADC und die AU ausüben sollte, um eine Vereinbarung zu 
fordern, nach der die Macht zwischen politischen Parteien, Kirchen und zivilgesellschaftlichen 
Organisationen des Landes aufgeteilt werden sollte. Die Petition hatte bis September 80.000 
Unterschriften. 

Eine Vereinbarung zur Teilung der Macht hatte es in Simbabwe bereits 2008 gegeben. 
Damals wurde nach einer umstrittenen Wahl und durch Druck der SADC eine Teilung der 
Macht zwischen den beiden Spitzenkandidaten Robert Mugabe und Morgan Tsvangirai 
vereinbart, woraus die Koalitionsregierung Government of National Unity entstand, die von 
2009 bis 2013 regierte. Auch 2018 hatten katholische Bischöfe bereits zum Dialog zwischen 
Mnangagwa und Chamisa aufgerufen, um die wirtschaftlichen und politischen Krisen des 
Landes zu lösen.  

Expert:innen zufolge sei es jedoch unrealistisch, dass Forderungen nach einer solchen 
Vereinbarung umgesetzt werden, insbesondere da die amtierende Partei keinerlei 
Bereitschaft dafür signalisiert. 
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https://www.theafricareport.com/324442/zimbabwe-opposition-still-holding-out-for-power-
sharing-deal/ 

https://www.opendemocracy.net/en/5050/zimbabwe-election-vote-sadc-mnangagwa-ballot/ 

 

Kontroverse um Einberufung eines Kommandeurs der Zimbabwe Defence Forces (ZDF) 
in das oberste Entscheidungsgremium der Zanu-PF 

Präsident Mnangagwa hatte Ende Oktober den Kommandeur der Zimbabwe Defence Forces 
(ZDF) General Philip Valerio Sibanda zum Mitglied des Politbüros der Zanu-PF ernannt. Damit 
erntete er starke Kritik: nach Ansicht von Verfassungsexpert:innen verstoße diese Handlung 
gegen die Gesetze des Landes und militarisiere den simbabwischen Staat weiter. Laut 
Kritiker:innen soll die Einbeziehung von hochrangigen Armeegenerälen in die Strukturen der 
Zanu-PF dazu dienen, Mnangagwas Macht weiter zu stärken und die Opposition zu zerstören. 
Dem Politik-Analysten Luke Tamborinyika zufolge sollte Sibanda, der gleichzeitig 
Mnangagwa’s Cousin ist, darauf vorbereitet werden, Mnangagwas Nachfolge anzutreten. 

Ein Anwalt der Zimbabwe Lawyers for Human Rights (ZLRH) stellte Mnangagwa ein 
zehntägiges Ultimatum, um die Ernennung von General Sibanda zum Mitglied des Politbüros 
der Regierungspartei rückgängig zu machen. In einem Forderungsschreiben wies der 
Menschenrechtsanwalt den Parteivorsitzenden der Zanu-PF darauf hin, dass die Ernennung 
gegen mehrere Bestimmungen der Verfassung verstößt. Laut Verfassung dürfen Angehörige 
der Sicherheitsdienste keine aktiven Mitglieder oder Amtsträger einer politischen Partei oder 
Organisation sein und Angehörige der Sicherheitsdienste außer in Zeiten des öffentlichen 
Notstands nicht in zivilen Einrichtungen angestellt oder beschäftigt werden. 

Mnangawa machte die Ernennung daraufhin am 18. November 2023 rückgängig. 

https://www.newsday.co.zw/thestandard/news/article/200018770/controversy-as-general-
joins-zanu-pf-politburo 

https://www.theafricareport.com/327133/zimbabwe-army-general-new-addition-to-zanu-pf-
party-structure/ 

https://www.zlhr.org.zw/?p=3153 

 

Anhaltende Welle von Entführungen von CCC-Aktivist:innen 

Auch Monate nach den Wahlen gibt es zahlreiche Entführungen und Ermordungen von 
politischen Aktivist:innen, wie beispielsweise im Falle von Tapfumeyi Masaya.  

Masaya, ein Pastor und Aktivist der Oppositionspartei CCC, wurde am 11. November 2023 
zusammen mit seinem Mitstreiter Jeffrey Kalosi entführt, als sie für den Wahlkampf eines 
CCC-Kandidaten im Vorfeld der Nachwahlen unterwegs waren. Berichten zufolge wurden 
beide gefoltert und Masayas Leiche wurde am 13. November etwa 30 km außerhalb von 
Harare gefunden.  

Masaya ist das jüngste Opfer einer Welle von Entführungen, die sich gegen CCC-
Aktivist:innen richtet. Zuvor ging der Abgeordnete Takudzwa Ngadziore aus Harare auf 
Facebook live, als er von Agenten der Central Intelligence Organisation (CIO) verfolgt wurde. 
In seinem Video konnte einer seiner Verfolger als Agent der CIO identifiziert werden. 
Ngadziore wurde gefoltert und später etwa 50km nördlich von Harare nackt aufgefunden. 



3 
 

Die Sprecherin des UN-Menschenrechtsbüros Liz Throssell kommentierte die Tötung 
Tapfumeyis damit, dass solche Verbrechen nicht nur das Recht auf Leben verletzen, sondern 
sich auch negativ auf die Rechte auf Meinungsfreiheit, Vereinigungsfreiheit und 
gleichberechtigte Teilhabe auswirken. Die Behörden müssten diese Rechte zu jeder Zeit 
garantieren. 

https://www.thezimbabwemail.com/main/abducted-ccc-activist-found-dead-party-says/ 

https://www.veritaszim.net/node/6742 

https://www.hrw.org/news/2023/11/03/zimbabwe-opposition-parliament-member-allegedly-
abducted-tortured 

 

USA verhängt Visabeschränkungen gegen Individuen, die zur Schwächung der 
Demokratie in Simbabwe beitragen 

Für Individuen, von denen angenommen wird, dass sie für die Untergrabung der Demokratie 
in Simbabwe verantwortlich oder daran beteiligt sind, sollen zukünftig Visabeschränkungen in 
den USA gelten. Das verkündete US-Staatssekretär Antony Blinken. 

Gründe für die Ablehnung eines US-Visums sind u.a. Handlungen zur Manipulation von 
Wahlen, zur Entmündigung und Einschüchterung von Wähler:innen oder zur Einschränkung 
zivilgesellschaftlicher Organisationen. Dazu gehören auch korrupte Handlungen oder die 
Missachtung der Menschenrechte. Auch Familienangehörige von Personen, die für solche 
Handlungen verantwortlich sind, können von der Erteilung eines US-Visums ausgeschlossen 
werden. 

Die Vereinigten Staaten wollen damit die Bestrebungen der simbabwischen Bevölkerung 
unterstützen, freie und faire Wahlen abzuhalten und damit die Demokratie, die 
Rechtsstaatlichkeit und den Schutz der Menschenrechte stärken. 

https://www.voazimbabwe.com/a/usa-introduces-new-visa-restrictions-for-zimbabweans-
rigging-elections-undermining-democracy/7384546.html 

https://www.state.gov/visa-restriction-policy-for-undermining-democracy-in-
zimbabwe/#:~:text=Under%20this%20policy%2C%20the%20United,in%2C%20undermining%
20democracy%20in%20Zimbabwe. 

 

Unterstützen Sie die Arbeit der Werkstatt Ökonomie! 
Mit Ihren Spenden ermöglichen Sie es uns, langfristig zu planen und unabhängig 
von kurzfristigen Trends unsere inhaltliche Arbeit zu gestalten. 
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